
Ich rufe Tagesordnungspunkt 6 auf:
Erste Beratung des von den Abgeordneten Halina Wawzyniak, Jan Korte, Ulla Jelpke,
weiteren Abgeordneten und der Fraktion DIE LINKE eingebrachten
Entwurfs eines Gesetzes zur Stärkung des Rechtsschutzes im Wahlrecht durch
Einführung der Sonneborn-Regelung
– Drucksache 17/7848 –
Überweisungsvorschlag:
Innenausschuss (f)
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und
Geschäftsordnung
Rechtsausschuss
Hierzu ist es verabredet, eine halbe Stunde zu debattieren. – Dazu sehe und höre ich keinen
Widerspruch, dann ist das so beschlossen. Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die
Kollegin Halina Wawzyniak für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Halina Wawzyniak (DIE LINKE): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Am 17. Juli 2009 entschied der Bundeswahlausschuss, die Partei „Die Partei“ mit
dem Vorsitzenden Martin Sonneborn nicht zur Wahl zum 17. Deutschen Bundestag
zuzulassen. Der Bundeswahlausschuss versagte ihr die Anerkennung als Partei. Nicht als
Partei anerkannt zu sein, bedeutet bei uns, dass man nicht an der Wahl teilnehmen kann.
Gegen diese Entscheidung gibt es kein Rechtsmittel. Somit konnten Martin Sonneborn und
„Die Partei“ nicht zur Bundestagswahl antreten. Was daraus folgt, ist: Wie wir sehen, ist
Rechtsschutz erst nach der Wahl, aber nicht vor der Wahl möglich. Mit dem heute
vorliegenden Gesetzentwurf will die Linke diesen unhaltbaren Zustand beenden und den
Rechtsschutz im Wahlrecht stärken.

(Beifall bei der LINKEN)

Unser konkreter Vorschlag sieht vor, dass eine Partei, soweit sie vom Bundeswahlausschuss
nicht als Partei zugelassen wird, zum Bundesverfassungsgericht gehen kann und dass für den
Fall, dass ein Kreiswahlvorschlag oder Landeslisten nicht zugelassen werden, der Gang zu
den Verwaltungsgerichten eröffnet wird. Vor dem Hintergrund des von uns angeführten Falls
haben wir diese Regelung „Sonneborn-Regelung“ genannt.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Schlimm genug!)

Um auf den konkreten Fall zurückzukommen, könnte man sagen: Shit happens!

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Kein parlamentsangemessener
Ausdruck!)

Was interessiert uns die Möglichkeit, Martin Sonneborn zu wählen? Oder: Für Spaß in der
Politik stehen wir nicht zur Verfügung. – Aber die OSZE entsandte Beobachter zur Wahl zum
17. Deutschen Bundestag. Diese verfassten einen Bericht, in dem unter anderem empfohlen
wird – ich zitiere –: zumindest einige grundlegende Entscheidungen, wie die Anerkennung
von Vereinigungen als Parteien oder die Kontrolle von ablehnenden Entscheidungen zu
Kreiswahlvorschlägen und Landeslisten, einer wirksamen gerichtlichen Kontrolle vor der
Wahl zuzuführen. Die Linke hat sich bei dem vorgelegten Gesetzentwurf von folgenden
Gedanken leiten lassen: Die Parteien haben in Art. 21 Grundgesetz einen besonderen Schutz



erhalten. Mit diesem Schutz ist es einfach nicht vereinbar, dass ein rein exekutives Organ,
zusammengesetzt durch die Konkurrenten, nämlich die im Bundestag schon vertretenen
Parteien, über die Parteieigenschaft entscheidet – diese Eigenschaft ist Voraussetzung,
um an der Wahl teilzunehmen – und dass es dann keinen Rechtsschutz gibt. Wir finden, das
ist mit dem Gedanken der Demokratie und mit dem besonderen Schutz von Parteien nicht
vereinbar.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Parteienrechtler Martin Morlok

(Dr. Franz Josef Jung [CDU/CSU]: Das ist der
Spezialist!)

hat in der Zeit vom 31. Juli 2009 erklärt, dass er dies für einen verfassungswidrigen Zustand
hält, und in diesem Fall stimme ich ihm zu.

(Dr. Franz Josef Jung [CDU/CSU]: Der hat oft
genug verloren!)

Eine zusätzliche Schwierigkeit bei der Frage der Zulassung einer Partei ist im Übrigen der
Spielraum, den § 2 Abs. 1 Parteiengesetz für die Definition von „Partei“ lässt. Da geht es um
das Gesamtbild der tatsächlichen Verhältnisse – Umfang und Festigkeit der Organisation –,
die Zahl der Mitglieder, das Hervortreten in der Öffentlichkeit und – Achtung! – die Gewähr
für die Ernsthaftigkeit der Zielsetzung. Spätestens das letzte Kriterium dürfte dem Grundsatz
der Normenklarheit widersprechen und ist willkürlich. Wer bitte entscheidet über
Ernsthaftigkeit und Unernsthaftigkeit? Warum sollen die Wählerinnen und Wähler nicht das
letzte Wort haben? Ehrlich gesagt: Bei so manchem Beitrag von Mitgliedern dieses Hauses
wartet man am Ende auf ein „Helau!“ oder „Alaaf!“, und man weiß gar nicht, ob man lachen
oder heulen soll.

(Beifall bei der LINKEN – Otto Fricke [FDP]:
Das ist Selbstkritik!)

Deshalb muss man sicherlich auch an das Parteiengesetz heran. Sicherlich gibt es im Hinblick
auf den Rechtsschutz noch viel mehr zu klären. Denkbar wäre beispielsweise eine Debatte
über die Zusammensetzung der Wahlausschüsse. Doch da uns bei unserem letzten
Gesetzentwurf zum Wahlrecht Überfrachtung vorgeworfen worden ist, haben wir den jetzt
vorliegenden Gesetzentwurf bewusst schmal gehalten,

(Jerzy Montag [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sehr schmal, Frau Kollegin! –

Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Interessante
Begründung!)

um wenigstens das Notwendigste vor der nächsten Bundestagswahl sicherzustellen. Deshalb
können Sie diesmal doch auch zustimmen.

(Beifall bei der LINKEN)



Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Werte Kollegin, ich bin ja froh, dass Sie bei Ihrer ironischen Bemerkung über das Niveau der
Debatten keine Namen genannt haben, aber dann wäre es wahrscheinlich etwas witziger
geworden.

(Dr. Franz Josef Jung [CDU/CSU]: Sie hat das
selbstkritisch gesehen!)

Das Wort hat nun Kollege Günter Krings für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Dr. Günter Krings (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! In der Tat, wir diskutieren ein
bedeutendes, ein wichtiges Thema. Es geht ausweislich auch der Überschrift Ihres
Gesetzentwurfs um die Stärkung des Rechtsschutzes im Wahlrecht. Allerdings, Frau Kollegin,
ist das eine derbe Untertreibung. Sie untertreiben nämlich deshalb, weil es im Wahlrecht
zurzeit überhaupt keinen Rechtsschutz im Sinne von subjektivem Rechtsschutz gibt. Da, wo
nichts ist, kann auch nichts gestärkt werden. Insofern geht es um die Einführung eines
subjektiven Rechtsschutzes. Der Präsident des Bundesverfassungsgerichts, Herr Voßkuhle,
hat das in einer Besprechung letztens sehr prägnant, aber auch etwas sarkastisch so
zusammengefasst: Das System sei deshalb derzeit konsistent, weil es vor der Wahl keinen
Rechtsschutz gebe und danach auch nicht.
– Meine Damen und Herren, wir sind uns daher einig, dass es an der Stelle Handlungsbedarf
gibt. Es ist durchaus zu würdigen, dass die Fraktion der Linken sich dieses Themas annimmt.
Wir erleben die Linken heute in einer ganz neuen Rolle. Normalerweise kennen wir sie, wie
sie mit dem Kopf gegen die Wand rennen; heute rennen sie offene Türen ein. Denn die
CDU/CSU-Fraktion, die FDP-Fraktion, die SPD-Fraktion und die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen des Deutschen Bundestages befinden sich seit etwa einem Jahr in intensiven
Gesprächen über die Möglichkeit, einen Wahlrechtsschutz einzuführen. Unsere Überlegungen
sind auch schon relativ weit gediehen. Es gibt sehr fruchtbare, sehr konstruktive Gespräche.
Ich will ausdrücklich die Anwesenden erwähnen: den Kollegen Montag, den Kollegen
Wiefelspütz; Herr Ruppert ist heute leider verhindert.

(Halina Wawzyniak [DIE LINKE]: Wenn Sie
mich dazugeladen hätten, wäre es noch konstruktiver

geworden!)

Diese guten Gespräche werden unter allen Parteien dieses Hauses, die an konstruktiver
Zusammenarbeit interessiert sind, auch weiterhin gut gedeihen. Wir sind in dem Willen
vereint, diese Rechtsschutzlücke zu schließen, die in einem Staat besteht, der eigentlich sonst
kaum Rechtsschutzlücken aufweist. Darauf sind wir stolz. Wir haben einen umfassenden
Rechtswegestaat. Wenn Sie noch einmal die Debatte vom 30. Juni letzten Jahres nachlesen,
sehen Sie, dass alle Fraktionen des Bundestages sich darauf bezogen haben. Das Wahlrecht ist
das vornehmste Bürgerrecht. Der Bürger hat daher nicht nur Anspruch darauf, dass es ihm
per Gesetz eingeräumt wird, sondern auch darauf, dass er es durchsetzen kann, wenn es ihm
im Einzelfall vorenthalten wird. Allerdings warne ich an dieser Stelle davor, unser bisheriges
Wahlrecht einschließlich des Wahlverfahrensrechts schlechtzureden. Auch ohne subjektiven



Rechtsschutz gab es in über 60 Jahren Bundesrepublik eigentlich keinen ernsthaften Zweifel
an der Integrität unseres Wahlrechts.

(Dr. Dieter Wiefelspütz [SPD]: Na ja!)

Es gibt gewissenhaft arbeitende Beamte und ehrenamtliche Wahlhelfer, die gute Arbeit
leisten, gerade die Ehrenamtler. Auch der Wahlprüfungsausschuss des Deutschen
Bundestages leistet gute Arbeit. Außerdem gibt es eine Reihe wohlabgewogener Urteile des
Bundesverfassungsgerichts in Wahlprüfungssachen. Meine Damen und Herren, jedenfalls seit
1990 finden auf deutschem Boden nur noch freie und faire Wahlen statt. Darüber wachen
übrigens auch die mündigen Bürger unseres Staates, die Manipulationen und
Unregelmäßigkeiten gar nicht durchgehen lassen würden. Es ist auch kein Zufall, dass einer
der wesentlichen Momente, die den Anfang vom Ende des Nichtrechtsstaates DDR
einläuteten, die gefälschten Kommunalwahlen 1989 waren. Diese waren mit Auslöser für die
friedliche Revolution, die wir erlebt haben. Das zeigt, dass die Menschen in diesem Lande
Wahlen ernst nehmen. Ein wenig ist es vielleicht auch Ausdruck einer gewissen Bußarbeit der
Linken aufgrund ihrer Vergangenheit als DDR-Staatspartei, dass sie gerade das Thema
Wahlrechtsschutz aufgreifen. Dagegen ist im Grunde auch nichts einzuwenden; denn nicht
nur im Himmel herrscht bekanntlich mehr Freude über einen, der Buße tut, als über 99
Gerechte.

(Zuruf von der FDP: Sehr wahr! – Dr. Franz
Josef Jung [CDU/CSU]: Das habe ich schon

immer als ungerecht empfunden! – Dr. Dieter
Wiefelspütz [SPD]: Wo haben Sie das her?)

Meine Damen und Herren, die Linke – das ist das Traurige an diesem Vorschlag – präsentiert
heute leider ein sehr dürftiges Machwerk. Man kann nicht sagen: Weil uns schon einmal
vorgeworfen worden ist, wir hätten etwas überfrachtet, machen wir jetzt ganz wenig. – Ihr
Gesetzentwurf ist das beste Beispiel dafür, dass wir als Koalitionsfraktionen richtig gehandelt
haben, als wir im letzten Jahr nicht versucht haben, dieses Thema in die Wahlrechtsreform zu
packen. Denn es ist eine anspruchsvolle und komplexe Aufgabe, nach über 60 Jahren den
Wahlrechtsschutz zu verankern. Ich muss Ihnen leider sagen: Sie haben diese Aufgabe nicht
erfüllt; denn Sie haben wichtige Themen an vielen Stellen entweder nur angetippt oder
komplett ignoriert. Ich will das ganz kurz an sieben Punkten verdeutlichen; meine Redezeit
lässt das erfreulicherweise zu. Erstens. Fristen werden bei Ihnen unverantwortlich knapp
gesetzt. Ich nenne als Beispiel die Fristen für die Entscheidung über die Nichtzulassung von
Kandidatenvorschlägen oder Landeslisten. Der gesamte Rechtsschutz soll zwischen dem 44.
und dem 32. Tag vor der Wahl ablaufen. „Gesamter Rechtsschutz“ heißt bei Ihnen: vor der
Wahl Verwaltungsgerichtsbarkeit, Berufungsinstanz, vielleicht noch
Bundesverwaltungsgericht, und dann gibt es wahrscheinlich – das werden Sie nicht ernsthaft
ausschließen wollen – auch noch die Möglichkeit, das Ganze vor das
Bundesverfassungsgericht zu bringen, wohlgemerkt alles innerhalb von zwölf Tagen,
einschließlich aller Schriftsätze, mündlichen Verhandlungen usw. Das ist einfach
unrealistisch. Im Ergebnis würde das nicht zu einem echten Rechtsschutz führen, sondern zu
Chaos. Es würde den Wahltag und den ganzen Wahlvorgang gefährden, auch hinsichtlich
seiner Akzeptanz. Zweitens ignoriert Ihr Vorschlag vollkommen die Konstellation einer
vorgezogenen Bundestagswahl, die ja gelegentlich vorkommt. Dafür gibt es nach Art. 39
Abs. 1 Satz 4 GG ganz konkrete Fristen: 60 Tage haben wir dafür Zeit. Außerdem gibt es
noch viel engere Fristen. Sie sagen nichts dazu, wie Sie mit diesem Problem umgehen wollen.
Hier wird vollends deutlich: Das, was Sie vorschlagen, ist nicht praxisgerecht. Dritter Punkt:



Da der Rechtsschutz nur vor der Wahl gewährt wird, auch noch aufgeteilt zwischen
Verwaltungs- und Verfassungsgerichtsbarkeit, muss es zwangsläufig zu divergierenden
Entscheidungen kommen. Das schafft besondere Problemstellungen. Vierter Punkt: Sie haben
– zwar in Ihrer Rede, aber nicht in Ihrem Gesetzentwurf – nicht die Frage der
Zusammensetzung der Wahlausschüsse angesprochen. Ich glaube, man könnte mit einigen
kleineren Änderungen einiges entschärfen, zum Beispiel indem man auch im
Bundeswahlausschuss und in den Landeswahlausschüssen auf richterliche Kompetenz
zurückgreifen würde. Das werden wir noch im Einzelnen durchdenken und zügig
vorschlagen. Der fünfte Punkt: Es ist wirklich unglaublich, mit welcher Nonchalance Sie über
die verfassungsrechtlichen Probleme hinweggehen. Es reicht nicht aus, in dem Gesetzentwurf
gegen die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zu polemisieren, sondern Sie
müssen sich doch zumindest auch damit auseinandersetzen, ob das Ganze eine
Verfassungsänderung voraussetzt oder nicht. Vielleicht kann man sogar zu dem Ergebnis
kommen, sie sei nicht notwendig – was ich sehr anzweifle –; aber in der Begründung des
Gesetzentwurfes gar nichts dazu zu sagen, ist handwerklich wirklich nicht mehr akzeptabel.
Sechstens. Es gibt weitere handwerkliche Mängel – nur colorandi causa –: Ganz treuherzig
wird in Ihrem Entwurf § 29 des Bundeswahlgesetzes geändert – eine Fristenregelung. Sie
haben offenbar übersehen, dass dieser § 29 im letzten Jahr aus dem Bundeswahlgesetz
gestrichen worden ist.

(Heiterkeit bei der CDU/CSU – Zuruf von der
CDU/CSU: So viel zur Kompetenz!)

Irgendwo schade, vielleicht kann man das künftig etwas gründlicher machen.

(Abg. Halina Wawzyniak [DIE LINKE] meldet
sich zu einer Zwischenfrage)

– Ich würde dazu auch gerne eine Zwischenfrage zulassen.

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Sehr gut, Sie haben es entdeckt. – Bitte schön, Kollegin Wawzyniak.

Halina Wawzyniak (DIE LINKE):
Herr Kollege Krings, wir haben den Gesetzentwurf eingebracht, als die Änderung des
Bundeswahlgesetzes noch nicht veröffentlicht war, und uns deshalb an dieser Stelle auf das
noch geltende Gesetz bezogen. Wenn Sie sich das Einreichungsdatum unseres
Gesetzentwurfes anschauen und schauen, wann das neue Wahlrecht in Kraft getreten ist,
würden Sie mir dann zustimmen, dass unser Gesetzentwurf vor Inkrafttreten der neuen
gesetzlichen Regelung eingereicht worden ist?

(Jerzy Montag [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da lagen drei Tage dazwischen!)

Dr. Günter Krings (CDU/CSU):
Ich weiß ja nicht, wie die Zeitplanung in Ihrer Fraktion normalerweise ist. Aber es war ja
absehbar, dass das Gesetz sehr bald veröffentlicht werden würde. Man hätte vielleicht noch
drei Tage warten können. Man sollte doch einen Vorschlag machen, der auf dem basiert, was
zum Zeitpunkt der Debatte gültig ist. Da haben Sie, jedenfalls meines Erachtens, ein
schlechtes Zeitmanagement bewiesen. Wenn Sie von meinen vielen Kritikpunkten einen
halben relativieren wollen, dann gestehe ich Ihnen das gerne zu. Ich glaube, es bleiben noch



so viele Mängel übrig, dass wir nicht weiter ernsthaft über die Qualität Ihres Entwurfes reden
müssen. Sie hätten an der Stelle ja zumindest noch eine Änderung anbringen können. Aber
vielleicht haben Sie auch nicht damit gerechnet, dass das, was wir beschließen, wirklich ins
Bundesgesetzblatt kommt. Verfassungsgemäß passiert das aber normalerweise so bei
Gesetzen. Gehen Sie davon aus, dass, wenn der Bundestag ein Gesetz beschließt und der
Bundesrat jedenfalls keinen Einspruch erhebt, es dann nachher auch im Bundesgesetzblatt so
veröffentlicht wird. So steht es jedenfalls im Grundgesetz für die Bundesrepublik
Deutschland. Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – Zuruf
von der LINKEN)

Meine Damen und Herren, ein weiterer handwerklicher Mangel: § 48 a des
Bundesverfassungsgerichtsgesetzes – wohlgemerkt: das haben wir zwischenzeitlich nicht
geändert – soll bei Ihnen heißen – ich zitiere wörtlich –: Bei einer begründeten Beschwerde ist
„die Vereinigung für den Wahltag als politische Partei anzuerkennen“. Was heißt das denn
jetzt? Für den Wahltag? Da dürfte es ja ein bisschen zu spät sein, um irgendwelche
Wahlvorschläge einzureichen. Dann müsste sie schon für den gesamten Wahlvorgang als
politische Partei anerkannt werden – für den Wahltag ist es, glaube ich, etwas zu spät. Auch
das hätte man sicherlich sehr viel klarer und vor allem richtiger formulieren können. Siebtens.
Der schlimmste Mangel Ihres Gesetzentwurfs ist aber ein ganz anderer. Am schlimmsten ist,
dass dieser Gesetzentwurf den Wahlrechtsschutz ausschließlich zugunsten der Parteien und
Kandidaten aus der Perspektive der Parteien angeht. Die Interessen der Wähler kommen bei
Ihnen überhaupt nicht vor. Das Wahlrecht ist aber, jedenfalls aus meiner Sicht, in erster Linie
das Recht des Bürgers, des Wählers und in zweiter Linie meinetwegen das Recht der Parteien.
So herum muss das behandelt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dass eine Partei mit dem Denken und vielleicht auch der Geschichte der Linken das vielleicht
umgekehrt sieht, dass sie die Partei stärker in den Mittelpunkt stellt als den Menschen, das
mag ja alles sein;

(Zuruf von der LINKEN)

das ist auch ihr gutes Recht. Das ist aber kein guter Ratgeber bei der Einführung eines
subjektiven Rechtsschutzes in Wahlsachen. Wir wollen dagegen ein Rechtsschutzkonzept, das
im Wege der einzig praktikablen Rechtskontrolle, nämlich der nachträglichen
Rechtskontrolle,

(Halina Wawzyniak [DIE LINKE]: Dann legen Sie
es doch vor! Sie kommen ja zu nichts!)

einen wirksamen Schutz für den Wahlbürger und nicht nur für die Parteien bietet, meine
Damen und Herren. Meine Damen und Herren, wir – und das sage ich ausdrücklich; ich
glaube, das darf ich – von Union, SPD, FDP und Grünen wollen daher in den nächsten
Wochen – so jedenfalls unsere feste Absicht – einen ausgewogenen, praktikablen und
verfassungskonformen Entwurf vorlegen und eben keinen Schnellschuss, wie wir ihn heute
hier zu behandeln haben.



Ich muss schon sagen: Beim zweiten Lesen Ihres Antrags habe ich hinsichtlich der
Ernsthaftigkeit Ihres Anliegens Zweifel bekommen. Dass Sie mit diesem Thema nicht
ernsthaft umgehen, wird noch durch die einleitende Bemerkung in Ihrer Rede über die
sogenannte Sonneborn-Regelung unterstrichen und hat sich sozusagen bis in die Überschrift
Ihres Gesetzentwurfs durchgefressen, in der es heißt: „… durch Einführung der Sonneborn-
Regelung“. Ich gebe gerne zu, dass ich mit diesem Namen zunächst nichts anfangen konnte.

(Zuruf von der LINKEN: Das glaube ich!)

Man muss der deutschen Öffentlichkeit sagen, dass es sich bei Herrn Sonneborn um den
Gründer einer Vereinigung, vorgeblich einer Partei mit dem Namen „Die Partei“, handelt.
Indem Sie ihn sozusagen zum Kernanliegen Ihres Gesetzentwurfs einschließlich der
Überschrift machen, erweist die Linke meines Erachtens einer Klamaukveranstaltung eine
unverdiente Ehre. Denn dieser sogenannten Partei geht es offenbar nicht um einen ernsthaften
Beitrag zu unserer Demokratie, sondern um das Lächerlichmachen unserer Demokratie.

(Halina Wawzyniak [DIE LINKE]: Lächerlich
machen die Demokratie andere!)

Während in anderen Teilen der Welt auch in diesen Stunden Menschen ihr Leben für
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit einsetzen, soll hier unsere Demokratie und ihr Herzstück,
der Wahlvorgang, dem Zynismus preisgegeben werden. Das ist ein Schlag ins Gesicht all
derjenigen, die sich 1989/90 im östlichen Teil Deutschlands

(Zuruf von der LINKEN: Oh!)

gegen Ihre Vorgängerpartei

(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Was heißt
„Vorgängerpartei“?)

– gegen die identische Partei – mutig für freie Wahlen eingesetzt haben. Denn eine der
zentralen Aussagen der sogenannten Partei von Herrn Sonneborn ist die Ablehnung der
Wiedervereinigung unter dem Slogan „Mauerbau war schlau“.

(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Das passt
doch!)

Für diese Partei ergreifen Sie Partei. Ich will mich hier nicht zur Richtigkeit der Entscheidung
des Bundeswahlausschusses über diese Partei äußern. Ich weiß auch nicht, ob Sie mit der
Hofierung der Sonneborn-Partei auf Befindlichkeiten in Ihrer eigenen Partei Rücksicht
nehmen. Es gibt bei Ihnen offenbar noch viele, die das ähnlich sehen, die den Mauerbau auch
ganz gut finden und die die Wiedervereinigung nicht so toll fanden.

(Halina Wawzyniak [DIE LINKE]: Ich hätte
vorhin doch Namen nennen sollen!)

Das Problem ist doch, dass Sie dem gemeinsamen Anliegen, einen Rechtsschutz einzuführen,
einen Bärendienst erweisen. Sie befrachten Ihren Gesetzentwurf mit einer ganz unnötigen
Überschrift und unnötigen Punkten, die uns von dem hoffentlich gemeinsamen Anliegen



abbringen, einen Rechtsschutz in Wahlsachen einzuführen. Das ist das eigentlich Unnötige
und Schädliche an Ihrem Gesetzentwurf und seiner Überschrift.

Wir brauchen vielmehr praxisnahe Vorschläge, die auch dem Wähler einen Rechtsschutz
geben und nicht nur den Parteien. Dieser Rechtsschutz darf eben nicht dazu führen, dass der
Wahltermin als solcher auf einmal gefährdet wird oder dass wegen nach hinten verschobener
Fristen zum Beispiel Briefwähler nicht mehr an der Wahl teilnehmen können. Genau das wäre
wahrscheinlich das Ergebnis Ihrer Vorschläge; vielleicht wollen Sie das sogar. Einen soliden
Vorschlag werden die vorhin genannten Fraktionen in Kürze vorstellen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Rechtsschutz bei der Bundestagswahl ist uns
allen wichtig. Noch wichtiger ist in einer Demokratie aber, dass Wahlen überhaupt stattfinden
und in einem geordneten Verfahren ablaufen können. Genau vor dieser Aufgabe versagt der
Gesetzentwurf der Linken. Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Das Wort hat nun Dieter Wiefelspütz für die SPD Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Dieter Wiefelspütz (SPD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir führen heute erneut eine
Auseinandersetzung über Wahlrechtsfragen. Eine Auseinandersetzung, in der es um das
Thema Negatives Stimmgewicht ging, liegt schon hinter uns. Darüber wird letztlich vom
Bundesverfassungsgericht entschieden. Herr Krings, damals war aber schon klar, dass es über
andere Themen, gleichwohl sie regelungsbedürftig sind, diesen politischen Streit nicht gibt.
Wir haben uns sehr schnell auf Bereiche verständigt, in denen wir streiten wollen und müssen,
und auf Bereiche, in denen wir zu konstruktiven Gesprächen zusammenfinden sollten. Das
haben wir frühzeitig vereinbart, und es ist in der Tat so umgesetzt worden. Es gibt nun diese
Gesprächsrunde zwischen der Koalition sowie den Bündnisgrünen und der SPD. Diese
Gespräche sind ausgesprochen aussichtsreich, vernünftig, solide, kollegial und sehr
sachorientiert. Wir lernen dazu; wir lernen voneinander. Ich lerne sogar von Ihnen, Herr
Krings. Das will doch etwas heißen.

(Heiterkeit bei der SPD und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN – Dr. Günter Krings

[CDU/CSU]: Gleichfalls!)

Ich will ausdrücklich loben, dass uns das gelingt. Das macht deutlich, dass man bei politisch
wichtigen Fragen unseres Verfassungsstaates vorankommen kann, wenn man es klug anstellt.
Ich bin ganz sicher, dass wir in dieser – wenn Sie so wollen – Arbeitsgruppe in wenigen
Wochen liefern werden. Das wird nicht überragend spektakulär sein, aber es wird in
wichtigen Fragen des Wahlrechts, des Wahlrechtsschutzes, bei denen es Defizite gibt, eine
Weiterentwicklung unseres Verfassungsstaates sein. Diese Gespräche haben sogar den Vorteil
gehabt, dass wir einen Weg gefunden haben, um mit dem Bundesverfassungsgericht sehr
vernünftig ins Gespräch zu kommen, was nicht immer gelungen ist. Hier haben wir eine Form
des Austausches gefunden, die beiden Seiten eine große Hilfe sein kann, ohne zu verpflichten.
Die jetzigen Gespräche – das will ich durchaus sagen, Herr Krings – haben vielleicht doch
einen kleinen Mangel: Die Linkspartei ist nicht dabei. Ich habe keinen Grund – das sage ich



zum wiederholten Male –, zu diesen Menschen besonders nett zu sein. Es wäre aber – auch
vor dem Hintergrund Ihrer Rede, die wir gerade gehört haben – vielleicht ein Beitrag zur
Entspannung gewesen, wenn man sie dabei gehabt hätte, um die Argumente miteinander
auszutauschen.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Unter uns
sprechen wir viel kritischer von denen!)

Wir – Sie, Herr Krings, andere und auch ich – hätten schon die Seriosität dieser Veranstaltung
sichergestellt. Frau Wawzyniak hätte die Möglichkeit haben müssen, ihre Argumente
einzubringen. Ich bin, so wie ich die Kollegin kenne, durchaus der Auffassung, dass wir an
verschiedensten Stellen Schnittmengen erarbeitet hätten. Ich finde, Herr Krings, Sie
verkrampfen zu sehr. Der Kalte Krieg ist zu Ende, das habe ich jedenfalls gelernt.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN – Dr. Günter

Krings [CDU/CSU]: Aber bleibt eine historische
Tatsache!)

Ich habe neulich einen wunderbaren Film gesehen, den ich Ihnen nur empfehlen kann: Dame
König As Spion. Es ist die Verfilmung eines Buches meines Lieblingsschriftstellers John le
Carré. Es ist wunderbares klassisches englisches Kino, aber der 60er-, 70er-Jahre. Sie, Herr
Krings – andere auf der anderen Seite auch –, haben immer noch den Ton der Vergangenheit,
immer noch diese Kämpfe, das Sich-ineinander-Verhakeln, statt zu gucken, wie wir unseren
wunderbaren Verfassungsstaat Deutschland, der weltweit seinesgleichen kaum findet,
weiterentwickeln. Ich bin immer wieder erstaunt, wenn wir von außen, zum Beispiel von der
OSZE, kritisiert werden. Unseren Verfassungsstaat wollen wir doch vernünftig
weiterentwickeln. Die Linkspartei ist letztlich mit eingeladen, im Bereich des
Verfassungsstaates Defizite abzustellen, die wir gemeinsam feststellen.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Das war doch
die charmante Wahrheit!)

Wir müssen – Herr Krings, hier sind wir einer Meinung, ich denke, auch überall im Hause –
feststellen, dass wir unterirdische Lücken haben im Bereich des Wahlrechtsschutzes,
insbesondere bei der Zulassung von Parteien. Es ist eines Staates mit der Qualität, die wir
haben, unwürdig, dass wir bei der Statusfrage der Zulassung einer Partei zu einer Wahl ein
solches Verfahren ohne Rechtsschutz haben. Das werden wir jetzt gemeinsam vernünftig
lösen. Ich erwarte von der Linkspartei, dass sie dem, was wir vorlegen werden, zustimmen
wird; denn das ist sehr vernünftig. Es wird ein Beschwerdeverfahren beim
Bundesverfassungsgericht geben. Dagegen werden Sie nichts einzuwenden haben. Das sollten
wir klug und vernünftig machen. Wir werden demnächst noch einige andere Dinge
abschließend besprechen. Ich glaube, dass ein Teil der Verkrampfungen, die in der Debatte
eine Rolle gespielt haben, zu vermeiden gewesen wäre, wenn wir alle miteinander diskutiert
hätten. Vielleicht kann man in den kommenden Monaten oder Jahren lernen, dass alle
dazugehören, wenn es um elementare Fragen geht wie Wahlrecht und Wahlrechtsschutz. Dort
sollten wir bemüht sein, einen möglichst breiten Konsens zu finden. Ich habe auch an dieser
Stelle die Hoffnung nicht aufgegeben, dass das noch möglich sein wird. Herr Krings hat eine
Reihe von Dingen angesprochen, die, wenn man sie vertieft erörtert, sich sehr schnell,Frau
Wawzyniak, als unpraktikabel herausstellen. Ich sage das mit allem Respekt. Wir haben
Landeswahlleiter zu uns eingeladen. Das war eine sehr verdienstvolle Sache. Von diesen



haben wir sehr viel gelernt. Angesichts der Pingeligkeit, die uns Deutschen eigen ist, eine
Wahl in Deutschland zu organisieren, ist ein Kunstwerk. Wenn man in dieses Netz eingreift,
muss man sich die Folgen sehr sorgfältig überlegen. Ich glaube, dass wir das aus eigener Sicht
schlecht beurteilen können. Hierzu muss man die Fachleute aus den Ländern heranziehen.
Das haben wir getan und von diesen Menschen eine Menge gelernt. Ich bedauere, dass Sie
nicht die Gelegenheit hatten, das auch zu lernen, räume aber ein, dass Sie die Chance haben
sollten, das in den kommenden Wochen und Monaten noch hinzuzulernen. Ich hoffe sehr,
Herr Krings, dass in dieser wichtigen Frage zum Schluss alle Fraktionen hinter dem stehen
werden, was wir in wenigen Wochen in diesem Hause zur Verabschiedung vorlegen werden.
Herzlichen Dank fürs Zuhören.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Das Wort hat nun Manuel Höferlin für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Manuel Höferlin (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der subjektive Wahlrechtsschutz
muss eingeführt oder verbessert werden. Daran besteht kein Zweifel. Das haben wir bisher
von allen Seiten gehört. Es freut mich, dass das Thema heute zu einer etwas prominenteren
Tageszeit diskutiert wird. Ob es jedoch so klug war, liebe Kollegen von den Linken, zu einem
so komplexen Thema nur eine abgespeckte Version vorzulegen, das wage ich zu bezweifeln.
Zur Bundestagswahl 2009 schickte die OSZE erstmals Wahlbeobachter nach Deutschland.
Das ist eigentlich kein spektakulärer Vorgang. Im Abschlussbericht wurde jedoch festgestellt,
dass ein gerichtlicher Rechtsschutz vor der Wahl durchaus notwendig wäre. In diesem
Zusammenhang gab es unter anderem den Fall der Satirepartei „Die Partei“, den Sie so
prominent im Titel Ihres Gesetzentwurfs zitieren. Man kann sich überlegen, was man von
solchen Vereinigungen hält.

(Jan Korte [DIE LINKE]: Wie die FDP!)

Das ist aber für die Diskussion hier unmaßgeblich; deshalb gehört es eigentlich nicht in den
Gesetzentwurf. Die Vorschläge, die Sie zur Verbesserung des Wahlrechtsschutzes vorbringen,
halten wir – das haben auch Herr Krings und Herr Wiefelspütz gesagt – grundsätzlich für
diskussionswürdig; darunter sind durchaus einige richtige Ansätze. Es geht darum, vor den
Wahlen zum Beispiel in Form einer Klage Rechtsschutzmöglichkeiten zu erhalten, so bei der
Nichtzulassung von Parteivorschlägen oder von Listenvorschlägen. Wo diese
Klagemöglichkeit dann verortet wird, das muss sorgfältig diskutiert werden. Das
Bundesverfassungsgericht hat in seiner Rechtsprechung wiederholt ausgeführt, dass Art. 41
des Grundgesetzes als spezielle Regelung für die Wahlprüfung dem Art. 19 Grundgesetz
vorangeht. Daher sollten wir bei weiteren Überlegungen dieses Verhältnis genau im Auge
behalten.

Des Weiteren wollen Sie eine Klagemöglichkeit gegen die Ablehnung von
Kreiswahlvorschlägen und Landeslisten eröffnen. Auch diese Punkte sind grundsätzlich
diskussionswürdig. Allerdings stellt sich uns die Frage, ob man tatsächlich immer den
Klageweg eröffnen muss; denn die bereits etablierten Möglichkeiten einer Beschwerde gegen
die Entscheidung eines Wahlleiters, der einzelne Kandidaten nicht zulassen will, sollten an
dieser Stelle ebenfalls berücksichtigt werden. Es gibt einige Situationen, bei denen man



mittels einer Beschwerde vorgehen kann. Insofern kann man auch über Verbesserungen
nachdenken, die im Bereich unterhalb der Klageschwelle angesiedelt sind. Beispielsweise
wäre – Herr Krings hat es ebenfalls gesagt – eine Veränderung der Zusammensetzung der
Kreis-, Landes- und Bundeswahlausschüsse denkbar. In den letzten beiden Fällen könnte man
einen oder mehrere Richter an den Sitzungen teilnehmen lassen. Für die Kreiswahlausschüsse
könnten Personen mit Befähigung zum Richteramt in Frage kommen. Diese Fragen werden
die Fraktionen in den nächsten Wochen vertiefen und – dessen bin ich mir sicher – hierzu
auch zügig Lösungsvorschläge vorbereiten. Von diesen grundsätzlich richtigen Gedanken
abgesehen, gibt es in Ihrem Gesetzentwurf aber auch einige problematische Stellen. Ich will
nicht alle Punkte, die Herr Krings bereits genannt hat, noch einmal erwähnen, aber einige, die
ich für wirklich problematisch halte, doch noch einmal ansprechen.

Die Frist, die Sie in Ihrem Entwurf dem Bundesverfassungsgericht bei der Entscheidung über
die Nichtzulassung einer Partei setzen wollen, ist sicherlich zu kurz. Elf Tage wollen Sie dem
Bundesverfassungsgericht für die Entscheidung auf dem Gerichtsweg geben. Das wird mit
Sicherheit nicht ausreichen. Ich denke, dass wir hier deutlich mehr Zeit benötigen; allein
schon für das reine Verfahren, aber natürlich auch für eine substanzielle Prüfung. Sie dürfen
diese Fristen vor allem deshalb nicht so kurz setzen, weil Sie dadurch den Wahlrechtsschutz
insgesamt aufweichen. Der Fristenplan insgesamt muss genau unter die Lupe genommen
werden. Die Fristen sind derzeit sehr eng gestaffelt und aufeinander abgestimmt. Innerhalb
der vorhandenen Fristen gibt es eigentlich fast keinen Spielraum für eine mögliche Klage. Die
Erweiterung des Fristenplans würde dem Bundesverfassungsgericht letztlich mehr Zeit geben,
eine Entscheidung zu treffen. Beispielsweise könnte die Frist für die Anzeige einer
Wahlbeteiligung um mindestens eine Woche vorgezogen werden. Derzeit ist der 90. Tag vor
der Wahl vorgesehen. Ich halte es für denkbar, dass diese Frist vorgezogen wird. Dann würde
der enge Zeitplan vor der Wahl entzerrt werden.

(Halina Wawzyniak [DIE LINKE]: Können
wir drüber reden!)

Die Verlängerung der Fristen ist auch dann wichtig, wenn man die Fälle der
Kreiswahlvertreter und der Landeslisten wirklich noch vor der Wahl überprüfen lassen
möchte. Es geht nicht nur um ein Thema – Herr Krings hat das weiter ausgeführt –, sondern
um mehrere Themen. Das Thema der vorgezogenen Neuwahlen muss zumindest behandelt
werden; dazu haben Sie in Ihrem Gesetzentwurf gar nichts. Sie wissen: Das
Bundesministerium des Innern ist gemäß § 52 Abs. 3 Bundeswahlgesetz ermächtigt, die
Fristen bei einer vorgezogenen Neuwahl eigenständig abzukürzen. Was muss man da
machen? Was soll man da tun? Sollen da für Wahlklageverfahren die gleichen Fristen gelten
oder kürzere? Muss man die 60-Tage- Frist ändern? Ihr Entwurf liefert leider überhaupt keine
Antworten darauf. Noch einmal: Die Grundausrichtung Ihres Gesetzentwurfs ist richtig; das
ist unstreitig. Alle anderen Fraktionen bereiten schon einen entsprechenden Entwurf vor.
Insofern werden die christlich-liberale Koalition und die Oppositionsfraktionen in den
nächsten Wochen sicherlich einen Entwurf zur Verbesserung des Wahlrechtsschutzes
vorlegen. Es ist in unser aller Interesse, weil es in der Demokratie enorm wichtig ist, dass die
Bürger, die Beteiligten in einer Demokratie, einen Rechtsschutz haben und ihre Interessen
ausreichend berücksichtigt werden. Spätestens seit dem Bericht der OSZE von 2009 haben
wir hier Nachholbedarf. Wir sind dabei; es wird in den nächsten Wochen sicherlich etwas
geben. Ich freue mich auf die Zusammenarbeit mit den anderen Fraktionen. Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)



Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Das Wort hat nun Jerzy Montag für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Kollegin Wawzyniak, ich finde es
völlig in Ordnung und richtig, dass Sie sich mit der Reform des Rechtsschutzes im Wahlrecht
beschäftigen und einen Gesetzentwurf vorlegen. Was ich Ihnen übel nehme, ist, dass Sie Ihr
Unterfangen zu einer Titanic-Werbeveranstaltung machen.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Sehr richtig!)

Es wäre nicht nötig gewesen, aber Sie haben Ihre Vorlage vorsätzlich als „Entwurf eines
Gesetzes zur Stärkung des Rechtsschutzes im Wahlrecht durch Einführung der Sonneborn-
Regelung“ bezeichnet. Eine solche Titulierung eines Gesetzentwurfs habe ich in diesem
Hohen Hause noch nie erlebt.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Sehr richtig!)

Wenn man weiß, dass Herr Sonneborn die Federführung bei der Titanic hat und auch die
Titanic-Werbepartei gegründet hat, ist es völlig klar, dass Ihr Gesetzentwurf tatsächlich eine
Titanic-Werbeveranstaltung ist. Das ist auch ganz okay und lustig, vielleicht auch gar nicht so
staatszersetzend, wie der Kollege Krings meint; aber unangemessen für die Behandlung der
Reform des Wahlrechts ist es schon.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und

der FDP)

Der zweite Punkt, den ich Ihnen übel nehme, ist, dass Sie in der Begründung Ihres
Gesetzentwurfs so tun, als ob die OSZE die Wahlen zum Deutschen Bundestag 2009 hätte
beobachten müssen, weil die Titanic-Werbepartei nicht zur Wahl zugelassen worden ist. Das
entspricht eindeutig nicht der Wahrheit.

(Halina Wawzyniak [DIE LINKE]: Das behaupten
wir auch nicht!)

Die Bundesrepublik Deutschland hat die OSZE eingeladen, damit nicht der Eindruck entsteht,
es würden immer nur die Wahlen in Russland und anderswo überwacht. Nein, auch Wahlen in
demokratischen Staaten sollen von der OSZE beobachtet werden. Tatsächlich hat die OSZE in
dem Bericht, der mir hier vorliegt, völlig zu Recht das Wahlsystem der Bundesrepublik
Deutschland gelobt und lediglich an einem einzigen Punkt zu bedenken gegeben, dass man
vielleicht über eine Verbesserung nachdenken sollte. Das ist auch richtig; das tun wir
gemeinsam. Wir wollen den Rechtsschutz tatsächlich auch bei der Bundestagswahl
verbessern. Die Bemerkungen in der Begründung zu Ihrem Gesetzentwurf, in Deutschland
würden Parteien nicht zugelassen, internationale Organisationen müssten eingreifen, um von
außen für Demokratie in Deutschland zu sorgen, haben einen Unterton, den ich für völlig
unangemessen halte. Das sollten Sie lassen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und

der FDP)



Meine Damen und Herren, Tatsache ist allerdings auch, dass der frühere Bundesinnenminister
de Maizière im Januar 2010 der OSZE geschrieben hat, dass die Bundesregierung diese
Anregung aufnehmen und einen Vorschlag machen wird. Aber die Bundesregierung hat
nichts getan.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Nichts Neues! – Dr. Dieter

Wiefelspütz [SPD]: Wahlrecht ist Sache des
Parlaments!)

Wahr ist auch, dass der erste Ausschuss im Juni 2011 mit Zustimmung aller Fraktionen
beschlossen hat, die Bundesregierung aufzufordern, etwas in dieser Sache zu unternehmen.
Geschehen ist nichts. Wahrscheinlich hat die Bundesregierung das alles aus lauter
Hochachtung vor dem Hohen Haus unterlassen.

(Dr. Dieter Wiefelspütz [SPD]: Was denn
sonst? – Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Genau!

Wir unterstützen die Bundesregierung!)

Deswegen ist es richtig, dass wir die Sache jetzt selbst in die Hand nehmen und die Reform
mit eigenen Kräften, eigenen Gedanken und mit einem eigenen Gesetzentwurf voranbringen.
Herr Kollege Krings hat zu den Kritikpunkten, die es am vorliegenden Gesetzentwurf gibt,
alles Notwendige gesagt. Ich will hinzufügen: Sie können nicht die Frist von 90 Tagen
beibehalten und in diesen 90 Tagen für Tausende von Wahlkreisbewerbern und für Hunderte
von Landeslisten einen vierstufigen Rechtsschutz einführen. Das würde zu einer
Chaotisierung der Bundestagswahl führen. So können Reformen nicht durchgeführt werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und

der FDP)

Ich finde es schade, meine Herren von der Koalition, dass Frau Wawzyniak für die Linke an
unseren Gesprächen nicht teilnehmen kann. Ich bitte Sie, sich das noch einmal zu überlegen.
Wir sind mit unseren Gedanken noch nicht am Ende. Uns fällt kein Zacken aus der Krone,
auch Ihnen nicht, Herr Kollege Krings, wenn wir Frau Kollegin Wawzyniak zu den nächsten
Veranstaltungen hinzubitten. Sie kann bei uns nur dazulernen. Danke.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD – Jan Korte
[DIE LINKE]: So staatstragend! Das hätte ich

nie gedacht!)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Ich beende die Aussprache. Interfraktionell wird die Überweisung des Gesetzentwurfs auf
Drucksache 17/7848 an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen.
Sind Sie damit einverstanden? – Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung so beschlossen.


